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Das entscheidende Duell: Was der Euro für unsere Demokratie bedeutet 

 

Es weht ein Hauch von „High-Noon“ über Europa. Ein nicht enden wollendes „High-

Noon“. Immer wieder scheint es kurz vor zwölf, Frank Millers Reiterbande ist Europa 

auf den Fersen. Seit nunmehr fünf Jahren befinden sich die europäischen Staaten im 

Wettrennen mit einer Krise, die sich von einer Bedrohung für amerikanische 

Hausbesitzer zu einer Bedrohung ganzer Staaten, eines ganzen Währungsraumes, eines 

einzigartigen Projektes – der europäischen Einigung – gewandelt hat.  

„Scheitert der Euro, dann scheitert Europa“, so beschreibt die nicht gerade zu Theatralik 

neigende deutsche Bundeskanzlerin die aktuelle Lagei. Wird die gemeinsame Währung, 

die der europäischen Einigung einst neuen Schub verschaffen sollte, zum Sprengstoff 

für den Staatenverbund? Es scheint, als würde die Frage demnächst entschieden werden: 

in Duellen europäischer Staatsmänner, Politiker, Verfassungsrichter, Zentralbänker, 

Wissenschaftler, irgendwelcher „Märkte“ und wohlmöglich auch der Bürger.  

Dabei scheint bisweilen unklar, wer genau eigentlich auf wen zielt. Das Sonderbare 

liegt in einer unglaublichen Diffusität und Komplexität, die von niemandem in Gänze 

zu durchschauen ist. Langfristige strategische Interessen verschwinden hinter einer 

Wolke kurzfristiger Reflexe. Anders als im Filmklassiker von Fred Zinnemann ist 

allenfalls eine Rauchwolke, in jedem Fall aber keine Reiterbande in Sicht. Vom „faulen 

Südländer“ über „unfähige Politiker“ bis hin zum „internationalen Finanzkapitalismus“ 

bietet der Gemischtwarenladen des abendlichen Talkshow-Diskurses zwar einige 

Phantombilder an. Irgendwie passen diese alten Bekannten jedoch kaum zum 
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näherkommenden Sturm, der das schöne Western-Dörfchen auch hinwegfegen könnte. 

Es erscheint daher angebracht, die Distanz zu suchen und auf eine grundlegende Frage 

einzugehen.  

 

Es ist die Frage nach der Gewährleistung demokratischer Legitimität in Zeiten, in denen 

das klassische Konzept des demokratischen Nationalstaates durch eine zunehmende 

globale Vernetzung mehr und mehr unter Rechtfertigungsdruck gerät. Die Krise 

Europas, die zuvorderst eine Krise des Euro ist, beleuchtet diese Frage wie ein 

Brennglas. Meine These lautet, dass eine demokratisch legitimierte Ordnung in Europa 

auf Dauer nur erhalten bleiben kann, wenn die nationalstaatliche Ebene durch eine 

hierarchisch klar übergeordnete, machtvolle und demokratisch legitimierte europäische 

Ebene ergänzt wird. Da der Euro nicht ohne das Projekt der europäischen Einigung 

gedacht werden kann, werde ich nach der Klärung des Legitimitätsbegriffs zunächst auf 

die europäische Idee insgesamt und danach auf die Herausforderungen im 

Zusammenhang mit der Eurokrise konkret eingehen.  

 

Legitimität bezeichnet die Anerkennung eines Herrschafts-Regimes durch das Volk als 

rechtmäßig. In einer Demokratie, die das Volk als obersten Souverän proklamiert, 

müssen politische Entscheidungen folglich auf die Zustimmung der Bürger 

zurückzuführen seinii. Dies ist die conditio sine qua non demokratischer Herrschaft. 

Fritz Scharpf unterscheidet dabei zwei Legitimitäts-Dimensioneniii : Bei der Input-

Legitimität geht es normativ um die Zustimmung der Beherrschten. Diese wird durch 

Wahlen, jedoch auch durch einen ständigen Dialog zwischen Repräsentanten und 

Repräsentierten und eine klare Zuordnung politischer Verantwortung erreicht. Die 
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Output-Legitimität fordert hingegen eine möglichst optimale Erstellung der im Input-

Prozess definierten Ziele. Sowohl die demokratische Aushandlung politischer 

Entscheidungen, als auch die Kapazität des politischen Systems, diese Entscheidungen 

„zu liefern“, sind folglich Grundbedingungen demokratischer Herrschaft. 

 

Was bedeutet dieses theoretische Konstrukt für die Rechtfertigung der europäischen 

Einigung? In der Frage der Outputlegitimität lassen sich zwei Begründungsmuster 

herausdestillieren. Das erste, retrospektive Muster verweist auf die kollektiven 

Erfahrungen des 20. Jahrhunderts, im Grunde jedoch auf die der gesamten europäischen 

Geschichte, die ganz wesentlich aus einem ewigen kriegerischen Ausgleich eines 

geographischen Zentrums (Deutschland) und seiner Umgebung besteht. Die europäische 

Einigung ist keinesfalls nur eine Utopie träumender Idealisten, sondern eine strategische 

Notwendigkeit, welche die Interessen der europäischen Nationen auf friedliche Weise 

auszugleichen versuchtiv. Sie ist die Folge der Erkenntnis, dass die Vielzahl an Akteuren 

und Interessen auf dem europäischen Kontinent permanente institutionalisierte 

Aushandlungsmechanismen nötig macht, die für alle Beteiligten einen Mehrwert 

gegenüber solitären oder gar kriegerischen Handelns aufweisen. Europa ist also die 

Versicherung eines grundlegenden Wertes demokratischer Gesellschaften: der 

Abwesenheit von Gewalt. 

Die zweite, prospektive Begründungsdimension, ist deutlich abstrakter: Unter dem 

Deckmantel des reichlich schillernden Begriffs der „Globalisierung“ gelingt es 

bestimmten Akteuren zunehmend, sich dem Gestaltungsanspruch der Politik zu 

entziehen oder der Politik Entscheidungen aufzuzwingenv. Dadurch wird der 

Handlungsrahmen des Nationalstaates zunehmend infrage gestellt. 
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Verantwortlich dafür ist der Wandel von territorial in funktional verbundende 

Institutionen. Seit dem Beginn menschlicher Zivilisation waren Gesellschaften durch 

territoriale Nähe konstituiert. Die Familie, die Nachbarschaft, das Dorf waren die 

wesentlichen Institutionen menschlichen Zusammenlebens, was vor allem dadurch zu 

begründen ist, dass Beziehungen darüber hinaus äußerst zeitaufwändig waren. Durch 

den informationstechnologischen Fortschritt sind diese räumlichen und zeitlichen 

Restriktionen heute jedoch zunehmend aufgehoben. Ob ich mit meinem Angestellten 

eine Etage tiefer oder in einem anderen Erdteil telefoniere, ob ich dem Handwerker 

nebenan oder einen Dienstleister in China Geld überweise, macht kaum einen 

Unterschied. Dies ermöglicht die Entwicklung von Institutionen anhand funktionaler 

Aspekte. Unternehmen organisieren sich nicht mehr in territorialen Räumen, sondern 

anhand optimaler Produktportfolios (economies of scope) und Wertschöpfungsschritten 

(economies of scale). Vor allem im Dienstleistungsbereich macht dies schnelle 

Standortwechsel zu Gunsten optimaler Standortbedingungen möglich, wozu auch eine 

möglichst laxe staatliche Regulierung gehört. Die Zunahme dieser funktionalen 

Arrangements stellt die „klassischen“ territorialen Institutionen mehr und mehr in 

Frage. Einem territorial begrenzten Gewaltmonopol (und damit einer fragmentierten 

territorialen Ordnung) stehen weitgehend entgrenzte menschliche 

Handlungsmöglichkeiten gegenüber. Von der Unfähigkeit einzelner Staaten, eine 

effektive Regulierung des Finanzsektors durchzusetzen, über das Unvermögen, die 

eigene Wirtschaft von den Schockwellen externer Wirtschafts- und Finanzkrisen zu 

schützen, bis hin zum Druck auf individuelle und kollektive Arbeitnehmerrechte – die 

Outputlegitimität des Nationalstaates wird grundlegend infrage gestellt. Ein Problem, 
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das weit über ökonomische Fragen hinaus sichtbar ist, etwa bei der Bekämpfung des 

internationalen Terrorismus.  

Die Folgen dieser Entwicklung lassen sich am Beispiel der momentanen Krise 

eindrucksvoll beobachten: Im Strudel der Ereignisse werden die Öffnungszeiten der 

Börsen in Tokio oder New York wichtiger, als demokratische 

Meinungsbildungsprozesse in Regierungen und Parlamenten. Der genuin demokratische 

Entscheidungsprozess wird zu einer leeren Hülle hektischen Krisenmanagements. 

 

Europa ist der Versuch, diesem Dilemma zu entrinnen und ein Verhandlungssystem zu 

schaffen, das die Etablierung dauerhafter gemeinsamer Handlungsräume ermöglicht, 

das Vertrauen als Grundlage fairer Aushandlungsprozesse nach innen schafft und 

gemeinsamen Interessen auf globaler Ebene zur Geltung verhilft.  

Auf der ökonomischen Ebene ist der Euro das Sinnbild dieser Idee: Die Währungsunion 

ist ein  Dreh- und Angelpunkt europäischer Einigung, die die Union von einem 

Verhandlungssystem souveräner Akteure in einen Handlungsbereich gemeinsamer 

Verantwortung wandelt. Sie ist der Versuch, einer funktionalisierten weltweit 

vernetzten Ökonomie einen potenten politischen Handlungsrahmen an die Seite zu 

stellen, der die Glaubwürdigkeit an die Kraft des staatlichen Leviathans erneuern soll. 

Sie reguliert auf europäischer Ebene den Austausch von Waren und Leistungen, 

beseitigt die Unsicherheiten von Wechselkursschwankungen und schafft 

Preistransparenz. Sie sorgt gleichzeitig für einen Währungsraum, der dauerhafte 

Sicherheit gegenüber Währungsspekulationen bietet und die Abhängigkeit von der 

Fremdwährung Dollar verringert. Die Intensivierung des gemeinsamen Handels sorgt 

für eine Steigerung der Wohlfahrt, das Ausbleiben makroökonomischer Schocks durch 
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Wechselkursschwankungen für eine Verstetigung wirtschaftlicher Entwicklung. Der 

gemeinsame Währungsraum verbessert die Möglichkeit zur Regulierung der 

Finanzmärkte und der Aufsicht von Banken, die ohnehin grenzübergreifend agieren. 

Der Euroraum verfügt über eine Größe, die ihn gegenüber den Interessen 

wirtschaftlicher Akteure und anderer Staaten weniger erpressbar macht.  

Der Euro ist außerdem eine entscheidende Triebfeder zur Vollendung des gemeinsamen 

Binnenmarktes, der die Grundlage für die Entwicklung einer sozialen Dimension 

Europas sein kann – etwa bei der Setzung gemeinsamer Mindeststandards für 

Arbeitsbedingungen. Ein europäischer Binnenmarkt ermöglicht einen gemeinsamen 

Rahmen für die Qualität öffentlicher Daseinsvorsorge und verbessert die Chancen 

effektiver ordnungspolitischer Regulierung. Die gemeinsame Währung macht durch die 

Supranationalisierung eines Verantwortungsbereiches staatlichen Handelns die 

Vergemeinschaftung politischer Verantwortung evident.  

 

Der Euro – und das ist die Konsequenz dieser Überlegung – ist ein Eckpfeiler für den 

Bau eines demokratischen und effektiven Ordnungsrahmens für das 21. Jahrhundert in 

Europa. Fällt dieser Eckpfeiler, dann ist nicht nur die Fertigstellung des Hauses, sondern 

auch die Statik des Rohbaus akut gefährdet: Die Motivation der europäischen Staaten, 

nach einer Degeneration des Binnenmarktes das Einigungsprojekt fortzusetzen, dürfte 

über Jahre hinweg erschlaffen.  

Ich möchte an dieser Stelle nicht vermessen sein. Bei der Frage nach der besten 

Krisenstrategie hilft das Bewusstsein für die Dimension des europäischen Projektes 

nicht. Ob etwa Griechenland Mitglied der Eurozone bleiben kann, welcher 

Konsolidierungspfad zur Stabilisierung der kriselnde Staatshaushalte ökonomisch 
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optimal wäre, auf welcher Art und Weise eine weitere gemeinsame Haftung für 

Schulden übernommen werden kann, liegt jenseits des Fokus dieses Essays. Die 

genannten Argumente machen jedoch deutlich, dass eine politische und ökonomische 

Segregation der europäischen Länder allenfalls kurzfristig Schaden abwendet und 

Handlungsspielräume eröffnet, gleichzeitig jedoch das Mittel für eine dauerhafte und 

nachhaltige Gestaltung der Zukunft aus der Hand gibt. Sie zeigen, dass die 

Zurückgewinnung und Erhaltung demokratischer Spielräume nur auf dem europäischen 

Spielfeld gelingen kann.  

Was jedoch gilt es zu tun? Es besteht kein Zweifel, dass eine wesentliche Ursache der 

Eurokrise in dem institutionellen „misfit“ der Währungsunion liegtvi. Ein 

Währungsraum braucht die Kombination aus einer politisch unabhängigen Geldpolitik 

und einer soliden und stabilitätsorientierten Wirtschafts- und Finanzpolitik. Während 

die Unabhängigkeit der Zentralbank jedoch im Maastricht-Vertrag festgeschrieben 

wurde, sind sowohl die einheitliche Wirtschafts- und Finanzpolitik als auch die 

etablierten Koordinierungs- und Kontrollmechanismen derzeit zahnlose Tiger. Das 

deutsche Paradigma stabilen Geldes und solider Staatsfinanzen wurde zwar auf dem 

Papier europäisiert, in Wahrheit jedoch stand die Währungsunion seit Beginn auf 

lediglich einem Bein, der EZB.  

Die Ursachen der Krise liegen vor allem in der Unzulänglichkeit dieser Ordnungvii. Das 

derzeitige Regelarrangement hat es nicht geschafft, die spanische Immobilienblase zu 

verhindern, obwohl das Zinsniveau gemessen am Wachstum des Landes im 

vergangenen Jahrzehnt deutlich zu niedrig war – eine ohne jeden Zweifel übliche 

Ursache für Wirtschaftsblasen. Es vermochte ebenfalls nicht, die traditionell hohen 

Lohnabschlüsse in südlichen Mitgliedsländern, die von einer relativ hohen Inflation 
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begleitet waren, nach der Euro-Einführung auf einen Pfad knapp oberhalb der neuen 

Teuerungsraten herunter zu kühlen. Es ist daher ein absolutes Versäumnis der 

wirtschaftspolitischen Koordinierung, dass die abnehmende Wettbewerbsfähigkeit 

südlicher Euroländer und die verzerrende Wirkung des hohen Kapitalangebotes (vor 

allem aus nördlichen Ländern) nicht registriert wurden. 

Vor allem aber war dieses System unfähig, Regelverstöße zu sanktionieren und damit 

den Regelungen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes zu seiner Geltung zu verhelfen.  

Es ist schlicht naiv, an ein Regelwerk zu glauben, in dem rational agierende Akteure 

keinen Anreiz zur Regeleinhaltung haben. Ohne eine „Rute im Schrank“ viii  der 

europäischen Institutionen ist es für nationale Regierungen schlicht irrational, 

Haushaltskonsolidierungen, Strukturreformen und moderate Lohnkostensteigerungen 

durchzusetzen, während nationale Interessen dies kaum danken.  

Ein reformierter Stabilitäts- und Wachstumspakt, der einen glaubwürdigen 

hierarchischen Schatten der europäischen Ebene etabliert und Durchgriffsrechte in 

nationale Haushalte ermöglicht, ist daher ein wichtiger Schritt, um die Währungsunion 

wetterfest zu machen. Ebenso entscheidend für eine erfolgreiche Bewältigung der Krise 

ist jedoch, dass nicht allein die Budgetpolitik im Zentrum der Betrachtung steht. Denn: 

Die durchaus moderaten Schuldenstände Spaniens (2008: 40,17 %), Irlands (2008: 

44,23%) und, mit Einschränkungen, Portugals (2008: 71,58) ix vor der Krise geben 

einen klaren Hinweis darauf, dass die Staatsverschuldung nicht das eigentliche Problem 

ist. Dieses liegt vielmehr in dem fehlenden Vertrauen der Märkte darin, dass die Staaten 

ihre Schulden aufgrund ihrer aktuellen wirtschaftlichen Situation und der anhaltend 

schwachen Wettbewerbsfähigkeit auf Dauer bedienen können. Die Verantwortung für 

die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Volkswirtschaften muss 
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deshalb heraus aus der Ecke blumiger Sonntagsreden – in der die einst mit großem 

Pomp verkündete Lissabon-Strategie kläglich versandete – in die Hände der 

Kommission, deren Empfehlungen im Rahmen der makroökonomischen Koordinierung 

verbindlichen Charakter erhalten müssen. 

Diese institutionellen Reformen – die Errichtung eines glaubwürdigen hierarchischen 

Schattens für die gemeinsame Wirtschafts- und Finanzpolitik mit durchsetzungsfähigen 

Sanktionsmechanismen und eine Supranationalisierung der wirtschaftspolitischen 

Koordinierung – sind notwendige Maßnahmen, um die Währungsunion mit einem 

tragfähigen Fundament zu unterlegen.  Um die Outputlegitimität zu gewährleisten muss 

darüber hinaus eine soziale Dimension der europäischen Integration entwickelt werden. 

Die enormen Möglichkeiten eines gemeinsamen Binnenmarktes für die Steigerung 

ökonomischer Wohlfahrt sind unbestritten. Ein wirkungsvoller Schutz vor dem Unbill 

globalisierter Märkte und die Wahrung sozialer Grundrechte sind jedoch die andere 

Seite derselben Medaille. Auch von der Stärkung dieser Dimension wird das Vertrauen 

der Bürger in die EU abhängen. 

 

Die Lösung der Krise allerdings allein in der Etablierung effektiver politischer 

Instrumente zur Harmonisierung der Wirtschafts- und Finanzpolitik zu sehen, würde 

dem Legitimationsproblem Europas nicht gerecht. Notwendig ist gerade in Krisenzeiten 

die Beachtung des Anspruches demokratischer Verfahrensnormen, also der  Input-

Dimension des Legitimitätsbegriffes. Politische Entscheidungen müssen auf den Willen 

des Souveräns rückführbar sein. So effektiv ein Entscheidungssystem auch sein mag, es 

muss auf klar sichtbare Art und Weise von dem Willen der Bürger getragen sein, wenn 

es sich demokratisch nennen will. Da das Anliegen der EU ja gerade die 
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Rückgewinnung demokratischer Handlungsspielräume ist, müssen potente 

supranationalen Kompetenzen einer supranationalisierten Demokratie gegenüberstehen. 

Weder die Kommission, noch die Ministerräte oder der Europäische Rat weisen jedoch 

eine ausreichend starke Legitimationskette zu den europäischen Bürgern auf. Zwar kann 

argumentiert werden, dass die handelnden nationalen Regierungen letztendlich 

demokratisch legitimiert sind. Wenn die wichtigen Entscheidungsprozesse jedoch 

geheim hinter verschlossenen Türen stattfinden, dann kann von einem ausreichend 

legitimierten Verfahren, das mit der Budget- und Wirtschaftspolitik die Kernbereiche 

politischer Regelungskompetenzen berührt, nicht die Rede sein. Demokratie braucht 

Offenheit und Transparenz, politische Beschlüsse müssen den politisch Handelnden 

zuzuordnen sein. Dies mag sehr eingeschränkt noch für große Mitgliedsstaaten, wie 

Deutschland oder Frankreich gelten. Der Eindruck, dass die nationalen Parlamente, das 

europäische Parlament sowie eine Mehrheit der Mitgliedsstaaten vor permanenten „take 

it or leave it“ Optionen gestellt werden und kaum Möglichkeiten haben, eigene 

Sichtweisen und Lösungsvorschläge in den Entscheidungsprozess einzubringen, ist 

jedoch eine schwere Bürde für den demokratischen Anspruch Europas. Zur Beseitigung 

der Diffusität von Kompetenzen gehört auch die Schaffung klarer und transparenter 

Strukturen politischer Verantwortlichkeit. Eine Stärkung des Europäischen Parlamentes 

und der Umbau der Kommission in eine durch die Mehrheit des Parlamentes getragene 

Regierung sind daher unausweichlich. Das Zepter der Macht muss vom Herrensalon des 

Europäischen Rates auf eine durch Wahlen direkt legitimierte europäische Regierung 

übergehen. 

Zu Recht macht Scharpf darauf aufmerksam, dass demokratische Institutionen allein 

keine Demokratie schaffenx. Und auch in der Argumentation des 
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Bundesverfassungsgerichtes spiegeln sich diese Erwägungen widerxi. Eine Stärkung des 

Europäischen Parlamentes schafft nicht automatisch europäische Diskursräume, in 

denen breite Bevölkerungsschichten politische Entscheidungen reflektieren. Es fehlen 

europäische Medien genauso wie ein europäisiertes Parteiensystem – und sie werden 

allenfalls in einem langsamen evolutionären Prozess entstehen. Durch die öffentliche 

Debatte, transparente Entscheidungsstrukturen und die eindeutige Verantwortlichkeit 

der Abgeordneten werden jedoch die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass sich ein 

kollektives europäisches demokratisches Bewusstsein überhaupt entwickeln kann.  

Die Befürchtung, die europäische Ebene könne nicht den Grad an demokratischer 

Mitbestimmung gewährleisten, wie sie sich in Jahrzehnten auf nationalstaatlicher Ebene 

entwickelt hat, ist berechtigt. Die Frage ist allerdings, ob der Nationalstaat diesen Grad 

an Demokratie dauerhaft aufrechterhalten kann. Viel spricht dafür, dass in einer 

multipolaren, entgrenzten Welt die nationale politische Sphäre auf Dauer an  

Handlungsmacht einbüßt.  Eine auf den Nationalstaat begrenzte demokratische Ordnung  

würde auf kurz oder lang zu einem leeren Ritual formal intakter Institutionen 

verkommen, die in Wahrheit aber keine Macht zur Gestaltung eines Miteinanders im 

Sinne seiner Bürger hätte. Der Weg zurück in die Goldene Ära des Nationalstaates ist 

somit verschüttet. Nur ein starkes Europa wird das Primat demokratischer Politik im 21. 

Jahrhundert bewahren können. 

Millers Reiterbande wird im Film am Ende aus zwei Gründen besiegt: Aufgrund der 

Cleverness und des Mutes von Will Kane und des Wandels seiner Frau Amy, die ihre 

dogmatischen Glaubensgrundsätze im Anblick der Gefahr zugunsten pragmatischen 

Handelns öffnet.  
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Der Sprung zu einem Europa ist ein demokratisches Wagnis. Es beginnt mit einer 

nachhaltigen Lösung der Eurokrise. Es ist jedoch ein Wagnis, das das Potential zur 

Bewahrung über Jahrhunderte erkämpfter demokratischer Werte in sich trägt. 
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